
mit der Autorität ihrer gesellschaftlichen Organisationen ihrem Wollen und 
ihren Forderungen Ausdruck geben;
sich mit ihren Anliegen und Vorschlägen an die gesellschaftlichen, staatlichen 
und wirtschaftlichen Organe und Einrichtungen wenden können; 
in Volksentscheiden ihren Willen bekunden.
(3) Die Verwirklichung dieses Rechts der Mitbestimmung und Mitgestaltung 
ist zugleich eine Verpflichtung für jeden Bürger.
Die Ausübung gesellschaftlicher oder staatlicher Funktionen findet die An­
erkennung und Unterstützung der Gesellschaft und des Staates.

Artikel 21
(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik, der am Wahltage 
das 18. Lebensjahr vollendet hat, ist wahlberechtigt.
(2) Jeder Bürger kann in die örtlichen Volksvertretungen gewählt werden, 
wenn er am Wahltage das 18. Lebensjahr vollendet hat. Er kann in die Volks­
kammer gewählt werden, wenn er am Wahltage das 21. Lebensjahr vollendet 
hat.
(3) Die Leitung der Wahlen durch demokratisch gebildete Wahlkommissio­
nen, die Volksaussprache über die Grundfragen der Politik und die Aufstel­
lung und Prüfung der Kandidaten durch die Wähler sind unverzichtbare 
sozialistische Wahlprinzipien.

Artikel 22
(1) Der Schutz des Friedens und des sozialistischen Vaterlandes und seiner 
Errungenschaften ist Recht und Ehrenpflicht der Bürger der Deutschen De­
mokratischen Republik. Jeder Bürger ist zum Dienst für die Verteidigung 
der Deutschen Demokratischen Republik entsprechend den Gesetzen ver­
pflichtet.
(2) Kein Bürger darf an kriegerischen Handlungen und ihrer Vorbereitung 
teilnehmen, die der Unterdrückung eines Volkes dienen.
(3) Die Deutsche Demokratische Republik kann Bürgern anderer Staaten oder 
Staatenlosen Asyl gewähren, wenn sie wegen politischer, wissenschaftlicher 
oder kultureller Tätigkeit zur Verteidigung des Friedens, der Demokratie, 
der Interessen des werktätigen Volkes oder wegen ihrer Teilnahme am so­
zialen und nationalen Befreiungskampf verfolgt werden.

Artikel 23
(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht, seine 
Meinung dem Geiste und den Zielen dieser Verfassung gemäß frei und öffent­
lich zu äußern. Dieses Recht wird durch kein Dienst- oder Arbeitsverhältnis 
beschränkt. Niemand darf benachteiligt werden, wenn er von diesem Recht 
Ge^auch macht.
(2) Die Freiheit der Pressendes Rundfunks und des Fernsehens sind gewähr­
leistet.

Artikel 24
(1) Alle Bürger haben das Recht, sich im Rahmen der Grundsätze und Ziele 
der Verfassung friedlich zu versammeln.
(2) Die Nutzung der materiellen Voraussetzungen zur unbehinderten Aus­
übung dieses Rechts, der Versammlungsgebäude, Straßen und Kundgebungs­
plätze, Druckereien und Nachrichtenmittel wird gewährleistet.


